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1. Nichtigkeitsklage — Anfechtbare Handlungen — Begriff — Handlungen mit verbindlicher
Rechtswirkung
(Artikel 230 EG; Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates,
Artikel 8; Beschluss 2001/937 der Kommission, Anhang, Artikel 3 und 4)
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2. Europäische Gemeinschaften — Organe — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001
(Verordnungen des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 1073/1999, Artikel 9
Absatz 2, und Nr. 1049/2001, Artikel 4 Absatz 2)

3. Europäische Gemeinschaften — Organe — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001
(Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, Artikel 4
Absatz 2)

4. Europäische Gemeinschaften — Organe — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001
(Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, Artikel 4)

5. Europäische Gemeinschaften — Organe — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001
(Verordnung Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates, Artikel 2 Absatz
1, und 4 Absatz 2)

1. Nur Handlungen mit verbindlichen
Rechtswirkungen, die geeignet sind, die
Interessen des Klägers dadurch zu be­
einträchtigen, dass sie seine Rechtsstel­
lung in qualifizierter Weise verändern,
können Gegenstand einer Nichtigkeits­
klage im Sinne von Artikel 230 EG sein.
Im Fall von Handlungen oder Entschei­
dungen, die in einem mehrphasigen
Verfahren, insbesondere zum Abschluss
eines internen Verfahrens, ergehen, liegt
eine anfechtbare Handlung grundsätz­
lich nur bei den Maßnahmen vor, die
den Standpunkt des Organs zum Ab­
schluss dieses Verfahrens endgültig fest­
legen, nicht aber bei Zwischenmaßnah­
men, die die abschließende Entschei­
dung vorbereiten sollen.

Insoweit ist im Rahmen des Verfahrens
über den Zugang der Öffentlichkeit zu
Dokumenten über die Tätigkeiten des
Europäischen Amtes für Betrugsbe­
kämpfung (OLAF) nach den Artikeln 3
und 4 des Anhangs des Beschlusses
2001/937 zur Änderung der Geschäfts­
ordnung der Kommission in Verbindung
mit Artikel 8 der Verordnung Nr.
1049/2001 über den Zugang der Öffent­
lichkeit zu Dokumenten des Europäi­
schen Parlaments, des Rates und der
Kommission eine Antwort auf den ur­
sprünglichen Antrag auf Zugang nur
eine erste Stellungnahme, die den Be­
troffenen die Möglichkeit gibt, den
Generalsekretär der Kommission oder
den Direktor des OLAF um Überprü-
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fung dieses Standpunkts zu ersuchen.
Allein deren Maßnahme, die ihrer Art
nach eine Entscheidung ist und die
vorausgegangene Stellungnahme voll­
ständig ersetzt, kann also Rechtswirkun­
gen erzeugen, die die Interessen der
Kläger beeinträchtigen können, und so­
mit Gegenstand einer Nichtigkeitsklage
gemäß Artikel 230 EG sein.

(vgl. Randnrn. 46-48)

2. Die Ausnahmen nach Artikel 4 der
Verordnung Nr. 1049/2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen­
ten des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission müssen eng
ausgelegt und angewandt werden, um
die Anwendung der Regel des Zugangs
zu Dokumenten, die in dieser Verord­
nung verankert ist, nicht zu beeinträch­
tigen.

Was die Ausnahme zum Schutz von
Gerichtsverfahren und der Rechtsbera­
tung angeht, so ist der Begriff „Rechts­
pflege“ dahin auszulegen, dass der
Schutz des öffentlichen Interesses einer
Weitergabe des Inhalts von Dokumen­
ten entgegensteht, die nur für ein
bestimmtes Gerichtsverfahren erstellt
wurden, d. h. die eingereichten Schrift­
sätze oder Dokumente, die internen
Schriftstücke, die die Bearbeitung der
anhängigen Rechtssache betreffen, und
der Schriftwechsel über die Rechtssache

zwischen der betroffenen Generaldirek­
tion und dem Juristischen Dienst oder
einer Rechtsanwaltskanzlei. Das Organ
kann sich hingegen nicht aufgrund der
zum Schutz der Rechtspflege vorgese­
henen Ausnahme der Verpflichtung
entziehen, Dokumente zugänglich zu
machen, die im Rahmen einer reinen
Verwaltungsangelegenheit erstellt wor­
den sind.

Insofern ist die Annahme, dass die vom
Europäischen Amt für Betrugsbekämp­
fung (OLAF) nach Artikel 10 Absätze 1
und 2 der Verordnung Nr. 1073/1999
über die Untersuchungen des OLAF an
die nationalen Behörden oder nach
Artikel 10 Absatz 3 dieser Verordnung
an ein Organ übermittelten Dokumente
nur für ein Gerichtsverfahren erstellt
wurden, nicht mit der Verpflichtung
vereinbar, Ausnahmen eng auszulegen
und anzuwenden. Nach Artikel 9 Ab­
satz 2 der Verordnung Nr. 1073/1999
stellen die Berichte des OLAF nämlich
zulässige Beweismittel in den Verwal­
tungs- oder Gerichtsverfahren des Mit­
gliedstaats dar, in dem sich ihre
Verwendung als erforderlich erweist.
Wie die zuständigen nationalen Behör­
den oder die Organe auf die vom OLAF
übermittelten Berichte und Informatio­
nen hin verfahren, fällt jedoch allein und
vollständig in deren Verantwortungsbe­
reich.

Außerdem ist die Einhaltung der natio­
nalen Verfahrensvorschriften ausrei­
chend gewährleistet, wenn das Organ
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sicherstellt, dass die Bekanntgabe der
Dokumente nicht gegen nationales
Recht verstößt. So muss das OLAF im
Zweifelsfall das einzelstaatliche Gericht
oder die nationale Behörde konsultieren
und darf den Zugang nur dann verwei­
gern, wenn diese sich gegen die Be­
kanntgabe der Dokumente ausge­
sprochen haben.

(vgl. Randnrn. 84, 88, 90-91, 94-95, 97-98)

3. Artikel 4 Absatz 2 dritter Gedanken­
strich der Verordnung Nr. 1049/2001
über den Zugang der Öffentlichkeit zu
Dokumenten des Europäischen Parla­
ments, des Rates und der Kommission
ist dahin auszulegen, dass diese Vor­
schrift, die „[den Zweck] von Inspek­
tions-, Untersuchungs- und Audittätig-
keiten“ schützen soll, nur dann anwend­
bar ist, wenn die Zugänglichmachung
der betreffenden Dokumente dazu füh­
ren könnte, dass die Inspektions-, Unter­
suchungs- und Audittätigkeiten nicht
abgeschlossen werden können.

Untersuchungs- oder Inspektionshand­
lungen können auch noch unter die
Ausnahme zum Schutz von Inspekti­
ons-, Untersuchungs- und Audittätig­
keiten fallen, solange die Untersu­
chungs- oder Inspektionstätigkeiten
noch im Gange sind, selbst wenn die
konkrete Untersuchung oder Inspektion,
die Grundlage des Berichts ist, zu dem
Zugang begehrt wird, beendet ist.

Nähme man jedoch an, dass die ver­
schiedenen mit Inspektions-, Untersu­
chungs- und Audittätigkeiten im
Zusammenhang stehenden Dokumente
solange unter die in Artikel 4 Absatz 2
dritter Gedankenstrich der Verordnung
Nr. 1049/2001 vorgesehene Ausnahmen
fallen, wie die in diesen Verfahren zu
ergreifenden Folgemaßnahmen nicht be­
stimmt wurden, würde man den Zugang
zu diesen Dokumenten je nach der
Schnelligkeit und Sorgfalt der befassten
Verwaltungsstellen von einem zufälli­
gen, künftigen und vielleicht fern liegen­
den Ereignis abhängig machen.

(vgl. Randnrn. 109-111)

4. Die Prüfung, die im Rahmen der Bear­
beitung eines in einem Verfahren nach
der Verordnung Nr. 1049/2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen­
ten des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission eingereich­
ten Antrags auf Zugang zu Dokumenten
erforderlich ist, muss konkret sein. Zum
einen kann der bloße Umstand, dass ein
Dokument ein durch in dieser Verord­
nung vorgesehene Ausnahmen ge­
schütztes Interesse betrifft, nicht aus­
reichen, um deren Anwendung zu recht­
fertigen. Zum anderen muss die Gefahr
einer Beeinträchtigung eines geschütz­
ten Interesses absehbar und darf nicht
rein hypothetisch sein. Die Prüfung, die
das Organ durchführen muss, um eine
Ausnahme anzuwenden, muss daher
konkret sein und aus der Begründung
der Entscheidung hervorgehen.
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Eine konkrete und individuelle Prüfung
jedes Dokuments ist auch deswegen
erforderlich, weil — auch in den Fällen,
in denen klar ist, dass ein Antrag auf
Akteneinsicht von einer Ausnahme er­
fasste Dokumente betrifft — nur eine
solche Prüfung es dem Organ ermög­
licht, zu beurteilen, ob dem Antrag­
steller teilweiser Zugang nach Artikel 4
Absatz 6 der Verordnung Nr. 1049/2001
gewährt werden kann. Das Organ muss
also, erstens, prüfen, ob das beantragte
Dokument unter eine der in Artikel 4
der genannten Verordnung vorgesehe­
nen Ausnahmen fällt, zweitens, falls dies
der Fall ist, ob in Bezug auf die
betreffende Ausnahme tatsächlich ein
Schutzbedarf besteht, und drittens, ob
dieser für das gesamte Dokument be­
steht.

(vgl. Randnrn. 115, 117-118)

5. Die Verordnung Nr. 1049/2001 über den
Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen­
ten des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission soll den
Zugang aller zu den Dokumenten ge­
währleisten und nicht nur den Zugang
des jeweiligen Antragstellers zu den ihn
betreffenden Dokumenten. Daher ist das
besondere Interesse, das ein Antragstel­
ler am Zugang zu einem Dokument
geltend machen kann, das ihn persönlich
betrifft, nicht zu berücksichtigen, um
dessen Zugänglichmachung im Sinne
des Artikels 4 Absatz 2 dieser Verord­
nung zu rechtfertigen.

Die Verfahrensrechte kommen insofern
in dem subjektiven Interesse der Betrof­
fenen an ihrer Verteidigung zum Aus­
druck und implizieren daher kein
allgemeines, sondern ein privates Inter­
esse. Diese Rechte stellen daher kein die
Zugänglichmachung der beantragten
Dokumente rechtfertigendes überwie­
gendes öffentliches Interesse im Sinne
des Artikels 4 Absatz 2 der genannten
Verordnung dar.

(vgl. Randnrn. 136-139)
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